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Bede des Ehrbaren John Garen, 
Ohio. 


Gehalten im Repräſentanten⸗Hauſe am 27. April 1860. 


Ich will einige Bemerkungen über einen Ge— 
genſtand machen, den ich von großer Bedeutung 
für die landwirthſchaftlichen Intereſſen dieſes 
Landes halte, und als Grundlage für meine 
Bemerkungen ſoll mir der folgende Beſchluß 
dienen: 

„Beſchloſſen, daß das Landwirthſchafts-Com— 
mittee die Weiſung erhalte, zur Förderung der 
landwirthſchaftlichen Intereſſen an das Haus 
eine Bill zu berichten, hinſichtlich der Organiſa— 
tion der landwirthſchaftlichen Abtheilung des 
Departements des Innern, die gegenwärtig in 
einem ſehr mangelhaften Zuſtand ſich befindet 
und unmittelbare Nachhülfe erheiſcht.“ 

Wie ein jeder denkende Menſch weiß, ſo 
bildet die Landwirthſchaft die Grundlage der 
Civiliſation und aller ſonſtigen Intereſſen eines 
Landes. Sie iſt die einzige Inſtitution, der 
die Regierung der Ver. Staaten auch noch gar 
keine Aufmerkſamkeit geſchenkt hat. Ich finde 
den Chacakter der Landwirthſchaft in weit beſſe— 
rer Sprache geſchildert als ich es zu thun fähig 
bin, und ſo will ich dieſelbe als meine eigene 
annehmen. 

„Erziehung des Landwirthes. Nein Mann 
ſteht ſo hoch, daß er unabhängig von dem Er— 
folge dieſes großen Intereſſes wäre; kein Mann 
ſo tief, daß das Gedeihen oder der Verfall des— 
ſelben ihn nicht irgendwie berühre. Landwirth— 
ſchaft gibt uns unſere Nahrungsmittel und lie— 
fert uns bis zu einem hohen Grade unſere Klei— 
dung; ohne ſie hätten wir weder Handel noch 
Gewerbe. Dieſe drei ſtehen wie Säulen in ei— 
ner Reihe beiſammen; die ſtärkſte in der Mitte 
und dieſe iſt die Landwireyſchaft. 

„Der Anbau des Bodens iſt die wichtigſte 
Arbeit für den Menſchen. Der Menſch kann 
bis zu einem gewiſſen Grade ohne großen Fort— 
ſchritt in Gewerben und ohne großen Verkehr 
mit ſeinen entfernten Nachbarn civiliſirt werden; 
aber ohne den Anbau des Bodens bleibt er ein 
herumziehender Barbar. Wenn der Ackerbau 
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zen und Ablegern beauftragt. 


beginnt, folgen andere Künſte nach. Die Far⸗ 
mer ſind daher die Gründer der menſchlichen 
Civiliſation.“ 

So ſpricht ſich Daniel Webſter aus und Je— 
der denke ich wird der Wahrheit ſeiner Aeußerung 
beipflichten. Welche Stellung nimmt denn nun 
die Landwirthſchaft in den Departments unferer, 
Regierung ein? Sie gehört zu dem Depart— 
ment des Innern. 5 

Man erwähnt ihrer zufällig einmal, wenn 
man die verſchiedenen Amtsbefugniſſe des Se— 
kretärs des Innern aufzählt. Der Vorſtand 
der Patent-Ofſice iſt mit der Sammlung ftati- 
ſtiſcher Notizen, ſowie mit der von Samen Pflan— 
Da der Chef 
des Departments ſoviel Zeit ſeinen übrigen 
Geſchäftszweigen widmen muß, ſo findet die 
Landwirthſchaft wenig oder gar keine Beachtung. 
Es kann überhaupt Nichts von Bedeutung für 
ſie geſchehen, ſo lange man ſie nicht unter die 
direkte Control eines Departments ſtellt, das 
dem Lande für die richtige Vollziehung der er⸗ 
ſteren verantwortlich iſt. 

Wo ſich die Arbeit unter ſo viele vertheilt, 
zerſplittert ſich die Verantwortlichkeit und nur 
ſehr wenig geſchieht. Wenn daher der ange— 
führte Beſchluß zur Abſtimmung kommt, ſo 
wird wohl jeder, dem das Intereſſe der Land- 
wirthſchaft am Herzen liegt, für denſelben ſtim— 
men. Als unſere Regierung organiſirt wurde, 
fo wurde bei der Berathung über dieſen Gegen- 
ſtand beſonders von Madiſon die Klaſſe der 
Landbebauer als die große Klaſſe derer bezeich— 
net, woraus die Mitglieder des Congreſſes ge— 
wählt werden würden, und daß darum ihr In- 
tereſſe, wie jedes andere, vertreten würde. 
Aber gegenwärtig haben wir in dieſer Verſamm— 
lung ungefähr bloß ein Dutzend Farmer. Die 
Intereſſen keines Vereins erhalten eine pünkt— 
liche und eifrige Berückſichtigung, wenn nicht die 
Leiter desſelben direkt in der Sache betheiligt 
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find. Der Anwalt bat fein eigenes Intereſſe 
zu fördern; der Gewerbsmann feines, der Arzt 
ſeines, und ſoll denn das Intereſſe des Far— 
mers gefördert werden, ſo muß dieſe Klaſſe von 
ſolchen Männern vertreten werden, welche die 
Bedürfniſſe und Verhältniſſe derſelben kennen. 
Wir haben gegenwärtig im Congreß nur ſehr 
wenige Farmer, und unſere landwirthſchafelichen 
Intereſſen ſind einem Clerk in einem Winkel 
der Patent-Office anvertraut, der mit Samen 
Handel treibt. Wenn wir nicht beſſer für die 
großen land wirthſchaftlichen Intereſſen des Lan— 
des ſorgen können als ſo, ſo wäre es gerathe— 
ner, die Office ganz und gar eingehen und den 
Landwirth für ſich ſelbſt ſorgen zu laſſen. 

Ein großes Uebel in unſerem Lande iſt dieß, 
daß Männern politiſche Aemter offen ſtehen, 
wo ſie weit beſſer bezahlt werden, als auf einer 
Farm; und es iſt eine beklagenswerthe That— 
ſache, daß Landwirthe gegenwärtig faſt allent— 
halben ihre Kinder nicht für den Anbau des 
Bodens erziehen, ſondern für etwas, das in 
ihren Augen als höher ſtehend erſcheint. Man 
findet ſie unter den ſtudierten Klaſſen Stellen 
ſuchen oder ſie gehen darauf aus, in den Haupt— 
ſtädten der einzelnen Staaten Beſchäftigung zu 
erhalten, oder hier, wo ſie die guten Biſſen weg— 
zufiſchen trachten, die die Regierung austheilt. 
Das iſt eine Sache von hoher Bedeutung für 
unſer Land. 

enn ein Mann zwiſchen vi und fünf Dol— 
lars des Tages dafür bekom ut, daß er wenig 
oder nichts thut, und er kann bloß einen Dollar 
des Tages bekommen, wenn er auf einer Farm 
arbeitet, ſo muß ein ſolches Verhältniß für die 
landwirthſchaftlichen Intereſſen ſehr nachtheilig 
fein. Will man die Intereſſen der Landwirth— 
ſchaft wirklich fördern, fo muß man der politi- 
ſchen Aufregung in dieſem Hauſe und im ganzen 
Lande los zu werden ſuchen; denn von dem 
Augenblicke an, wo die Leute ausfinden, daß 
man feinen Lebensunterhalt mit geringerer An— 
ſtrengung in der einen Richtung als in der an— 
deren verdienen kann, gehen ihre Beſtrebungen 
nach eben dieſer Richtung hin. 

Das war der Fall mit dem Studium der 
Rechtswiſſenſchaft. Wir haben gegenwärtig 
junge Männer in Ohio — und es iſt wohl faſt 
überall dasſelbe — die, indem ſie das Studium 
des Rechtes bloß als den erſten Schritt zur 
Beförderung betrachteten, gerade ſo viel von 
dieſer Wiſſenſchaft ſtudiert haben, daß ſie ſich 
Rechtsanwalte nennen können. Dann werden 
ſie Politiker, ziehen im Lande herum und hal— 
ten Reden, womit fie die Leute in einen fieber- 
haften Zuſtand der Aufregung verſetzen. Der 


nächſte Schritt iſt der, daß fie in's Repräſentan⸗ 
tenhaus kommen. Hier ſetzen ſie denſelb 
Gang fort; ſie halten beſtändig Reden und e 
zeugen Anſregung über politiſche Tagesfrage 
ſo daß wir, die wir außer Politik noch über a 
dere Gegenſtände von großem öffentlichen IJ 
tereſſe zu ſprechen wünſchen, es kaum thun kön- 
nen, ohne einen Kampf zu beſtehen, der ſo groß 
iſt, als man im gewöhnlichen Leben nöthig hat, 
um ein ganz beſonderes Glück zu machen. Ich 
beabſichtige nicht, irgendwie ungeziemende Be— 
merkungen hinſichtlich dieſer verehrten Verſamm- 
lung hier zu machen; jedoch ich habe bei ver— 
ſchiedenen Gelegenheiten geſehen, wie man ſich 
in dieſem Saale herumkämpfte, um das Wort 
zu bekommen, und wie man ſich bemühte zu zei— 
gen, wer am lauteſten und längſten ſprechen 
könnte, ſo daß ein ſolches Vetragen — wenn es 
unter Farmern vorkäme — als nicht ſehr ehren- 
haft gelten würde. 

Hr. Vorſitzer! Die Intereſſen des Landes 
verlangen von den Händen eines Jeden, der es 
mit dem letzteren wohlmeint, daß dieſe außer— 
ordentliche Aufregung über Fragen der Politik 
aufhöre. Wenn man Repräſentanten hier ernſt— 
lich von einer Auflöſung der Union ſprechen 
hört, dann denke ich, es wäre an der Zeit, Stille 
zu halten und über die Folgen nachzudenken. 
Es iſt dies nicht außerordentlicher Patriotismus, 
der die Veranlaſſung zu aller dieſer Unruhe und 
Störung gibt; und iſt er es wirklich, fo will 
ich einen Plan angeben, um mehr als die Hälfte 
dieſes Ueberſchuſſes von Patriotismus los zu be— 
kommen und die andere Hälfte viermal ſo viel 
werth zu machen, als ſie es gegenwärtig iſt. 
Man kann viel zu dieſem Zwecke beitragen, wenn 
man die Einkünfte derer, welche im und um das 
Capitol herum, ſowie in den verſchiedenen De— 
partments der Regierung angeſtellt ſind, auf 
eine mehr gleiche Stufe mit den von Männern 
ſtellt, welche anderen Berufsarten nachgehen. 
Gebt keinem Mann, der die Thüren ſchließt und 
öffnet, drei Dollars des Tages, während ein 
harter Arbeiter blos 50 Cents oder einen Dol— 
lar bekommt. Wenn man hier 10 Mann ver- 
wendet, um die Arbeit eines Einzigen zu Hauſe 
zu thun und es im Lande bekannt wird, daß 
man mehr Geld hier als zu Haufe machen könne, 
fo werden Leute von allen Theilen der Union 
herbeigelaufen kommen und eine Anſtellung ha— 
ben wollen. Und das iſt gerade die Klaſſe von 
Leuten, die Störung verurſachen. 

Vergleichen fie einmal den moralifchen, ſocia— 
len und politiſchen Zuſtand dieſes Landes mit 
dem, was er vor 30 Jahren war. Vor mehr 
als ſechzig Jahren ging ich nach den Weſten, 
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wo jener Theil davon, der gegenwärtig fünf ſich um das Meſſer und theilen die Beute. 


Staaten nordweſtlich von Fluſſe Ohio in ſich 
faßt, damals blos 25,000 Einwohner zählte. 
Ich habe dieſes mächtige Land aufwachfen ſehen 
und wie ſich ſeine pyſiſche, moraliſche — ich will 
nicht ſagen, ſeine politiſche — Lage verbeſſert 
hat; wie es das geworden iſt, wofür es gegen— 
wärtig gilt, nämlich für ein Land, das von kei— 
nem Theile der Union in irgend einer Beziehung 
übertroffen wird. 
Darin liegt die eigentliche Quelle aller Uebel— 
ſtände; das iſt ſo klar, wie zweimal zwei vier 
iſt. Zahlt die Leute im Verhältniß zu ihrer 
Dienſtleiſtung und macht den Betrieb des Land— 
bauers gerade ſo einträglich als das Thürauf— 
und Zumachen in dieſem Gebäude iſt, und das 
Ringen nach Stellen wird fich vermindern. 
Zahlt den Congreßmitgliedern etwa die Hälfte 
von dem, was ſie jetzt bekommen, und ihr wer— 
det gerade ſo fähige Männer darin haben, die 
nicht ſo viel Verwirrung anſtellen. In dem— 
ſelben Verhältniß, in dem man den Gehalt von 
Männern erhöht, ſteigert man ihre verſchwende— 
riſche Lebensweiſe. Man jagt dann nach Aem— 
tern und eben dieſes Gereiſſe um Stellen iſt es, 
das einen demoraliſirenden Einfluß auf das 
Land äußert. 

Wenn das amerikaniſche Volk hieher kommen 
und ſehen könnte, was ich in dieſem Saale ge— 
ſehen habe, wie würde es über einen ſolchen An— 
blick erſtaunt ſein! Es würde ſehen, wie ein 
Theil des Hauſes dem anderen als Feind gegen— 
über ſteht. Und weßwegen iſt es ſo? Blos 
wegen des Negers. Jedoch er iſt blos der 

Sündenbock. Hat er auch viel damit zuthun, 
ſo ſind doch noch andere Einflüſſe dabei im 
Spiele. Ehe die letzteren nicht beſeitigt ſind, 
ſo kann man vergebens ſich nach irgend einem 
Wechſel von Bedeutung umſehen. Es macht 
uns ſo viel Mühe gegenwärtig, um das richtig 
zu verſtehen, was die Conſtitution meint. 
Wir können überhaupt die Sprache gar nicht 
mehr ſo verſtehen, wie wir ſie vor einigen Jah— 
ren verſtanden. 

Alle dieſe Dinge ſind die Urſachen der gewal— 
tigen Aufregung. Und breiten ſich ſolche üble 
Einflüſſe nicht über das ganze Land aus? 

Ich frage, ob unſere Handlungen hier den 
Erwartungen unſerer Wähler entſprechen kön— 
nen? Wir thun Vieles, was wir unſeren Wäh— 
lern nicht gerne wiſſen laſſen möchten. Und 
bis die Herren in dieſem Saale hier ſich nicht 
ſo begegnen, wie Männer anderswo, und ihre 
Geſchäfte ehrlich und treulich beſorgen, ſo wird 
man immer ſolche Scenen vor ſich haben. Das 
Volk wird betrogen, und die Parteien ſtreiten 


Wenn man dem Manne, der die niedrigen Ver⸗ 
richtungen im Capitol und überhaupt in den 
verſchiedenen Staaten beſorgt, dieſelbe Vergü— 
tung gibt, wie einem Arbeiter auf der Farm, ſo 
wird man damit eine bedeutende Verbeſſerung in 
unſerem ganzen Staatsweſen bezwecken. Die 
Ungleichheit der Vergütung dient dazu, eine 
Klaſſe üter die andere zu erheben, und den 
Luxus der Klaſſe zu ſteigern, die beſſer vergü— 
tet wird. 

Sklaverei iſt entwürdigend gegenüber einem 
weißen Mann, der arbeitet, und deßhalb bin ich 
dagegen, daß man Sklaverei in ein freies Ter- 
ritorium hereinlaſſe. Sie ſetzt den weißen Ar- 
beiter herab. 

Wenn ſie nun wirklich etwas für die großen 
landwirthſchaftlichen Intereſſen des Landes thun 
wollen, ſo errichten ſie ein eigenes Department 
dafür, mit einem Manne an der Spitze, der ſei⸗ 
nem Amte gewachſen iſt. Wie es gegenwärtig 
ſteht, ſo hat der Sekretär des Innern, Hr. 
Thompſon, keine Zeit, der Landwirthſchaft ſeine 
Aufmerkſamkeit zu ſchenken. Es iſt dasſelbe 
mit Governör Thomas von der Patent-Office. 
Laſſen Sie uns dieſem Uebel abhelfen; denn 
Landwirthſchaft iſt die Grundlage des Fort— 
ſchrittes aller unſerer übrigen großen Intereſſen. 

Hr. Vorſitzer! Ehe ich mich niederſetze, will 
ich noch einige Bemerkungen über die Frage 
machen, die einen Gegenſtand beſtändiger De- 
batte in dieſem Saale bildet. Es wäre müg- 
lich, daß meine Wähler meine Anſichten dar— 
über wünſchten. Ich denke, wenn man zur 
alten Auslegung der Conſtitution, wie ſie bis 
vor 10 Jahren galt, zurückginge, ſo könnten 
ſich keine weiteren Schwierigkeiten bezüglich der 
Sklavereifrage ergeben. In dem Anfange un— 
ſerer Republik wurde Sklaverei als ein Uebel 
betrachtet. Bei der Organiſation unſerer Re— 
gierung verbarg man ſich ihre unheilſtiftenden 
Folgen nicht. Zur Zeit der Revolution war 
es eine von den Beſchwerden gegen das Mut— 
terland, daß dasſelbe mit afrikaniſchen Sklaven 
unſere Küſten überſchwemme und dadurch die 
weiße Arbeit herunterwürdige. 

Hr. Smith von Virginien. Wenn Herrn 
ſolche Aeußerungen ausfprechen, wie die eben 
gehörte, und wir bleiben ruhig, ſo möchte es 
ſcheinen, als ob wir unſere Einſtimmung dazu 
gäben. Ich erkläre mich daher entſchieden ge= 
gen dieſelbe. 

Hr. Carey. Ich berufe mich auf die Ge— 
ſchichte. Ich glaube, daß ich die Grundſätze 
dieſer Regierung kenne, welche bis vor wenigen 
Jahren in Geltung waren. Ich kenne, denke 
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ich, die Lehren Jefferſon's, Madiſon's, Adams 
und Monvoe's. Sie wurden zu ihrer Zeit 
von allen Klaſſen des Volkes getheilt. 
Ich habe bei zwei Gelegenheiten durch meine 
Abſtimmung meine An ſicht über die Frage aus— 
eſprochen, welche ſolche Verwirrung hervorruft. 
Pic meine Abſtimmung habe ich meine Oppo— 
tion gegen Ausdehnung der Sklaverei ausge— 
drückt. Ich glaube nicht, daß unſere Regie— 
ung die Macht hat, Sklaverei in der Union ſo 
wenig, als ſonſt wo, in der Welt auszubreiten. 
Wenn man ſagt, daß die Staaten das Recht 
aben, Sklaverei in ihre Mitte einzulaſſen, ſo 
itworte ich, daß dies eine Frage iſt, welche die 
einzelnen Staaten für ſich ſelbſt zu entſcheiden 
haben, aber nicht die Bundesregierung. Wir 
wiſſen Alle, daß der Congreß die Verordnung 
von 1787 anerkannte, die damals Sklaverei 
von allen Territorien der Ver. Staaten aus- 
loß. Die ſechſte Abtheilung dieſer Verord— 
nung wurde in Folge der Aufnahme der Skla— 
venſtaaten widerrufen. 

Man ſprach viel von dem Antrag meines Col— 
legen, Hr. Blake, worüber im Hauie abge— 

immt wurde. Ich jlimmte dafür; ich hoffte, 
der Gegenſtand würde an das Committee on 
the Judiciary’’ verwiefen werden. Der Ge— 
genſtand erregte Aufmerkſamkeit, und ich hatte 
eine Idee, was für einen Bericht das Committee 
abgeben würde, und ich bedauere nur, daß das 
letztere ihn nicht abgeben durfte. Hätte man 
es ſicher erlaubt, die Aufregung bezüglich der 
Sklavereifrage würde ſich ſicherlich gelegt haben. 
Nach meiner Meinung haben wir eben ſo wenig 

echt Sklaverei anzutaſten in den Staaten, wo 

e gegenwärtig exiſtirt, als das Privateigenthum 

iſerer Nachbaren. 

Dieſe Aufregung über Sklaverei nimmt alle 
4 Jahre zu, wenn die Präſidentenwahl heran— 
kömmt. Wir hören Drohungen von einer Auf— 
löſung der Union, bloß wegen dieſer Sklaverei— 
frage. Die Idee iſt unnatürlich. Es iſt un— 
möglich, daß dieſe Union zerriſſen werden kann. 

Man hat mich von meinem Knabenalter an 
gelehrt, die Union als eine Sache von der größ— 
ten Bedeutung zu betrachten und eine Trennung 
für ein Ereigniß der höchſten Troſtloſigkeit zu 
halten. Und nun angenommen, daß der Süden 
wegen der Sklavereifrage ſich losſagen würde, 
könnten dadurch die Schwierigkeiten ſich min— 
dern? Wir ſind verpflichtet, dem Süden ſeine 
Sklaven auszuliefern, und der größte Theil der 
Bevölkerung iſt Willens, daß es geſchehen ſolle. 
Wir haben einzelne Leute, die ſich in dieſe Ange- 
legenheit miſchen. Wir haben unverſtändige 
Männer im Norden ſo gut als im Süden. Aber 


wie iſt's möglich, den Folgen dieſer Schwierig- 
keiten durch Trennung ſich zu entziehen? 2 
weiß, daß man große leidenſchaftliche Aufregung 
durch das beſtändige Schreien von Verletzu 
conſtitutioneller Rechte hervorrufen kann. J 
glaube aber, ſo wahr als ich lebe, daß ich ei 
conſtitutionelles Recht habe, zu verlangen, 
Sklaverei nicht ausgedehnt werden ſolle. Ich 
weiß, daß es die Abſicht der Gründer unſerer 
Regierung, ſowie die aller Staaten war, der 
Sklaverei in kurzer Zeit los zu werden. Ich 
weiß, was alle unſere großen Männer über dies 
ſen Gegenſtand geſagt haben; aber die großen 
Wahrheiten, die ſie ausſprachen, gelten jetzt als 
Ketzerei und Verrath. f 

Und nun erſuche ich meine Freunde vom Sü— 
den in aller Aufrichtigkeit — denn ich hege ge— 
gen keinen einzelnen Staat und gegen keinen ein- 
zelnen Mann irgend ein Gefühl der Bitterkeit — 
dieſe Dinge mit mehr Klugheit als bisher zu 
erwägen und ich fordere meine eigenen Freunde 
auf, wenn ſie dieſe Frage beſprechen, es auf 
eine wohlwollende Weiſe zu thun. Aber kürz— 
lich iſt uns der Gedanke beigekommen, wir müß⸗ 
ten in jeder Rede eine gewiſſe Bravour zeigen, 
ſonſt ſcheine es, als ob wir zum Kreuze krögen. 
Ich denke nicht, daß es mir an rechter Schneide 
fehlt, weil ich meinen Nachbar nicht herunter- 
ſchimpfe. Wenn ein Mitglied auf der einen 
oder anderen Seite des Hauſes etwas Unüber— 
legtes ſagt, ſo fängt man es auf, als ob es 
das Grundprinzip einer Partei wäre und das 
Volk wird durch den Glauben in Aufregung ge— 
ſetzt, daß etwas von ſehr ernſtlicher Bedeutung 
nachfolgen würde. 

Wenn wir wie vernünftige Männer verfah— 
ren und die Sache mit der Aufrichtigkeit und 
Sorgfalt behandeln würden, die ihre Wichtig 
keit erheiſcht, ſo würden wir uns gegenſeitig mit 
größerem Reſpekt entgegenkommen. Ich will 
ihnen ſagen, meine Freunde — und ich beſitze 
einige Erfahrung — den Augenblick, wo man 
den erſten Streich zur Trennung thut, wird der 
Glanz und die Größe, die man uns in ſo herr— 
lichen Farben vorgemalt hat, für immer dahin— 
ſchwinden und wir werden eine ruinirte und 
verkommene Nation werden. 

Hr. Reagan. Der Herr von Ohio hat ge— 
äußert, es exiſtire kein Zweifel darüber, daß die 
urſprüngliche Politik der Regierung dahin ging, 
die Sklaverei auf die Staaten zu beſchränken, 
wo fie erifirte. Jedoch wenn er auf die Zeit 
zurückgeht, wo Tenneſſee und Kentucky in die 
Union aufgenommen und Miſſiſſippi und Louis 
ſiana zu Territorien gemacht wurden, ſo könnte 
ihn dies eines Beſſeren belehren. 
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Hr. Carey. Das T itorium von Kentucky 
gehörte zum Staate Virginien und Sklaverei 
hatte ſich daſelbſt ſchon ausgebreitet. Es gehörte 

e als ein Territorium zu den Ver. Staaten. 
Hr. Reagan. Das nordweſtliche Territorium 
gehörte auch zu Virginien. 

Hr. Carey. Sklaverei hatte darin noch gar 
keinen Fuß gefaßt; und Virginien trat das 
Territorium mit der Bedingung ab, daß die 
erſtere nie darin Fuß faſſen ſollte. 

Hr. Reagan. Es iſt wahr, was der Herr von 
Ohio bemerkt hat. Jedoch der Punkt, der meine 
Aufmerkſamkeit in feiner Rede beſonders auf ſich 
zog, war die Aeußerung, daß Sklaverei von 
unſeren Vätern als ein Uebel angeſehen wurde, 
das man auf die Staaten beſchränken müſſe, wo 
es exiſtire. Wenn das ihre wirkliche Ueberzeu— 
gung war, wie kam es doch, daß, da ſie die 
Macht hatten, ſklavenhaltende Staaten von der 
Union auszuſchließen, ſie die Staaten Tenneſſee 
und Kentucky mit ihrer Sklaverei aufnahmen 
und daß ſie in ihren geſetzlichen Verordnungen 
für die Territorialrevierungen von Miſſiſſippi, 
Louiſiana, Arkanſas ꝛc. ausdrücklich Sklaverei 
in dieſen Territorien anerkannten und keinen 
Verſuch machten, ſie in den Staaten zu beſchrän— 
ken, wo ſie exiſtirte? 

Hr. Carey. Die Staaten, von denen dieſe 
Territorten herkamen, hatten bereits Sklaverei 
über die letzteren ausgedehnt und ſie würden 
dieſelben nicht abgegeben haben, hätte man nicht 
dieſem Prinzip Rechnung getragen. 

Ich denke, es iſt für heute zu ſpät, damit 
anzufangen, daß man die Anſichten in Frage 
ſtellt, welche unſere Väter über dieſen Gegen— 
ſtand gehabt haben. Ich kenne die Anſichten 
aller hervorragenden Männer in den Ver. Staa— 
ten über Sklaverei. Ich las jüngſt Alles, was 
Jefferſon darüber ſagte. Er verabſcheute Skla— 
verei und glaubte, daß die Staaten ſelbſt fie ab— 
ſchaffen würden. Ich ſpreche von der Zeit, wo 
unſere Regierung organiſirt wurde; gebe aber 
zu, daß Jefferſon ſeine Anſichten etwas änderte, 
nachdem die Miſſourifrage ſolche Aufregung im 
Lande erzeugt hatte. Nach den Anſichten der 
damaligen Zeit, wo unſere Regierung geſchaffen 
wurde, war man darüber einig, daß Sklaverei 
ein Fluch iſt und daß man ſie deßhalb nicht aus— 
dehnen ſollte. Die Regierung verordnete haher, 
daß Sklaverei in keinem Theile ſeines Territo— 
riums exiſtiren ſollte. Welchen deutlicheren Be— 
weis von ihren Anſichten konnte ſie geben als 
dieſen? Meine Freunde vom Süden ſind ein 
wenig zu voreilig in dieſer Sache. Ich hoffe, 
ſie werden ſich mit den Rechten begnügen, die 
ihnen die Conſtitution gibt. Ich ſtehe dafür, 


daß man keines von dieſen Rechten verletzen wird. 
Wenn ſie aber mehr verlangen, dann glaube ich, 
daß ſie etwas verlangen, was ſie nicht bekommen 
werden. Ich weiß, wie leicht es iſt, dies oder 
jenes Ding als von den Umſtänden geboten dar— 
zuſtellen. Ich weiß, man nennt gewöhnlich das 
bei dieſem Namen, was man ſelbſt wünſcht. So 
iſt es mit unſerer Filibuſterpolitik. Wir ſpornen 
Filibuſterexpeditionen nicht deßhalb an, weil wir 
eine beſondere Vorliebe für das Volk in den 
Ländern haben, wogegen dieſe Expeditionen ge— 
richtet ſind; ſondern es iſt Vergrößerungsſucht, 
die uns dazu veranlaßt. Iſt ein Mann mit 
feinen Glücksſchätzen eher zufrieden, als bis er 
weiß, daß er zu denſelben nichts mehr weiter hin— 
zufügen kann? Läßt die Regierung in ihrem 
Streben nach, neues Territorium an ſich zu brin— 
gen, wie es an Macht zunimmt? Nein; ſowie 
es an Macht zunimmt, ſucht es immer mehr Ter— 
ritorium an ſich zu reißen. Das iſt die Ge— 
ſchichte der Welt. Wir verſuchen, unfere Re— 
gierung zu prunkhaft zu machen. Wir umge— 
ben die Bundeshauptſtadt mit zu viel Flitter— 
ſtaat. Welche unmoraliſche Mittel werden nicht 
in Waſhington ſowohl in dieſem Saale hier als 
auch außerhalb deſſelben gebraucht, damit Män— 
ner in ihren fetten Stellen ſich es ſo recht wohl— 
ſein laſſen können? Ja, wir würden wohlthun, 
wenn wir unſere Arbeit wie ehrliche Männer 
verrichten und die Auswüchſe beſeitigen würden, 
die unſeren Staatskörper anhaften. Entlaſſen 
wir dieſe Schaaren von Bedienſteten, die Nichts 
zu thun haben. Wenn wir dieſes thun, ſo thun 
wir etwas Verdienſtliches damit. So wie man 
den Lohn hier erhöht, ſo wird man es auch 
überall im ganzen Lande für gleiche Dienſtlei— 
ſtungen thun. Die Staaten ahmen getreu das 
Beiſpiel der Bundesregierung nach. Vier Dol— 
lars des Tages reichen nicht hin, um die Aus— 
gaben eines Mannes zu bezahlen, wie man mir 
ſagt, und 83,000 des Jahres decken gerade ſeine 
nothwendigen Ausgaben. Manche Congreßmit— 
glieder verzehren von 6 bis 10,000 Dollars 
das Jahr. Sie können ſolches mit Recht thun, 
weil es aus ihrer Privatkaſſe geht. Ich will 
mich nicht in die Privatrechte der Einzelnen ein— 
miſchen; aber wenn die Regierung beſteuert 
wird zu dem Zwecke, um Einzelne über die An— 
deren zu erheben, dann denke ich, daß ich ein 
Recht habe, dagegen Einſpruch zu thun. Es 
gibt keinen Mann, der ſich mehr freut, als ich, 
über die geſetzliche Zunahme des Landes an 
Wohlſtand und Glück; aber ich fürchte zugleich 
Luxus und Verweichlichung. Ich habe ein 
Land, das eine Art von Wildniß war und 
25,000 Einwohner zählte, in große Staaten 


mit einer Bevölkerung von 9,000,000 empor= 
blühen ſehen. Möchte ich es nicht erleben, daß 
ſie in aſiatiſche Entartung verſinken! Uaſer 
Volk iſt in Allem zu ſchnell voraus und wenn 
wir unſeren Gang nicht ändern, ſo werden wir 
bald ausarten. Wir thun Vieles, wozu uns 
die Conſtitution keine Macht gibt. Und doch 
hört man beſtändig von Conſtitution reden. 
Wenn man dieſe Dinge nicht einjtellt, dann 
werde ich mich an's Volk wenden, daß es die 
Mitglieder aus dieſem Hauſe hinaustreibe und 
ſolche an ihre Stelle ſetze, die die beſſeren Tage 
der Republik wieder zurückbringen werden. 


Man bezeichnet uns oft als die Diener des 
Volkes. Iſt es aber nicht ſonderbar, daß die 
Diener beſſer als ihre Herren leben? Ich muß 
geſtehen, daß ich nicht gewöhnt bin, öffentlich zu 
ſprechen. Ich habe verſucht, die Wahrheit ein— 
fach darzuſtellen. Ich glaube nicht, daß unſere 
Regierung zerriſſen werden wird. Aber was 
ich fürchte, iſt dies; nämlich: daß unſer Volk 
ausarten und verweichlichen wird, wie die Völ— 
ker Aſiens, wegen ihrer luxuriöſen Lebensweiſe. 
Ich glaube, daß wir dem Rande des Abgrundes 
zutreiben. Wir haben keine andere Hoffnung 
unſeren Untergang vorzubeugen, als dadurch, 
daß wir die Politik unſerer Väter wieder anneh— 
men. Und nun will ich noch einige Worte an 
meine ſpeziellen Freunde richten. Ich ſchäme 
mich nicht, ein Farmer, ein Arbeitsmann zu ſein. 
Ich verachte den Mann, der die Arbeit für ent— 
würdigend erklärt. Es iſt Gottesläſterung; 
denn Gott ſagte, im Schweiße ſeines Angeſich— 
tes ſoll der Menſch ſein Brod eſſen. Wenn ich 
jemals etwas Verdienſtliches gethan, ſo iſt es 
die Handarbeit, welche ich verrichtet habe, um 
die Schätze eines neuen Landes zu Tage för— 
dern zu helfen. Ich bin ſtolz darauf es auszu— 
ſprechen. Und nun frage ich, ob wir hier nicht 
zu viele Redeſüchtige haben? Sie ſind weder 
Arbeiter noch Farmer. Sie ſind Männer, die 
alles Reden für ſich beanſpruchen oder wenigſtens 
überall den Ton dabei angeben wollen. Wer 
kann das leugnen? Das Uebel hat ſich ſogar 
auf unſere Boardinghäuſer ausgedehnt. 


Es iſt unmöglich für einen Mann, irgendwo 
hier in Waſhington, ſelbſt unter den Damen, 
einen Satz halb auszuſprechen, ohne unterbrochen 
zu werden. Ich erſuche dieſe Herren, die ſo 
zungengeläufig ſind, zu bedenken, daß jeder hier 
in Folge der Conſtitution, die wir Alle ehren, 
gerade ſoviele Rechte hat, als fie ſelbſt. Man 
mag es für lächerlich anſehen, auf dieſe Weiſe 
zu ſprechen; aber was ich ſage, iſt wahr. Ja, 
ich habe Damen ſagen hören: „Iſt es möglich, 


em 


daß ihr Herren Repräſentanten euch nicht beſſer 
benehmen könnt?“ 

Wir nehmen in dieſem Hauſe eine erhöhte 
Stellung ein und je höher dieſelbe iſt, um ſo 
mehr erniedrigen wir uns, wenn wir den For— 
derungen nicht nachkommen, die ſie an uns ſtellt. 
Dieſes politiſche Schaltjahr iſt ein ſehr gefähr— 
liches für dieſe Regierung. Ich werde niemals 
mehr meine Einwilligung dazu geben, Congreß— 
mitglied zu werden. So weit ich einen Ein— 
fluß unter meinen Wählern beſitze, fo will ich 
zu ihnen gerade ſo ſprechen, als ich hier thue; 
und wenn ſie mir nicht glauben, ſo iſt es ihre 
Schuld, nicht die meinige; denn ich weiß und 
ſie Alle, daß ich die Wahrheit rede. Ich will 
nun den Reſt meiner Zeit meinem Freunde von 
Texas überlaſſen. Ich nenne ihn meinen Freund, 
weil ich einen jeden Herrn in dieſem Hauſe ſo 
nenne, fo lange als er ſich anſtändig benimmt. 


* 


Atpublilamische Platform. 


Beſchloſſen, daß wir, die Repräſentan— 
ten der republikaniſchen Wähler der Ver. Staa— 
ten, welche uns hier verſammelt haben, um die 
Pflichten zu erfüllen, welche wir unſeren Con— 
ſtituenten und unſerem Lande ſchulden, uns zu 
der folgenden Erklärung vereinigen: 

1) Daß die Geſchichte der Nation während 
der letzten vier Jahre die Zweckmäßigkeit und 
Nothwendigkeit der Organiſation und Fort— 
dauer der republikaniſchen Partei vollſtändig 
bewieſen hat, und daß die Urſachen, welche ſie 
in's Leben gerufen haben, ihrer Natur nach 
permanent ſind, und jetzt mehr als je ihren 
friedlichen und conſtitutionellen Triumph er- 
fordern. N 

2) Daß die Aufrechterhaltung der in der 
Unabhängigkeits -Erklärung ausgeſprochenen 
und in der Bundes-Conſtitution anerkannten 
Grundſätze unumgänglich nothwendig iſt zur 
Erhaltung unſerer republikaniſchen Inſtitutio— 
nen, und daß die Bundes-Conſtitution, die 
Rechte der Staaten und die Union der Staaten 
erhalten werden ſollen und müſſen. Daß wir 
die ſelbſtverſtändliche Wahrheit feierlich bekräf— 
tigen, daß wir Alle vom Schöpfer mit gewiſſen 
unſchätzbaren Rechten ausgeſtattet ſind, worun— 
ter das auf Leben, Freiheit und Erlangung von 
Glückſeligkeit, und daß die Regierungen dazu 
da ſind, den Menſchen den Genuß dieſer Rechte 
zu ſichern. 

3) Daß dieſe Nation der Union der Staa— 
ten ihre Bevölkerungszunahme, welche ihres 
Gleichen nicht hat, verdankt; ſowie die über- 
raſchende Entwickelung ihrer materiellen Hülfs— 
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quellen; die raſche Zunahme ihres Reichthums; 
ihr Wohlbefinden im Vaterlande und die Ach— 
tung, welche ſie im Auslande genießt; — und 
daß wir alle auf Auflöſung dieſer Union abzie— 
lenden Pläne verabſcheuen, woher ſie immer 
kommen mögen; und daß wir dem Lande Glück 
wünſchen, daß kein republikaniſches Mitglied des 
Congreſſes je ſolche Drohungen ausgeſtoßen 
o der unterſtützt hat, welche fo oft von demo— 
kratiſchen Mitgliedern des Congreſſes erho— 
ben wurden, wobei ſie nicht nur kein Tadel von 
Seite ihrer politiſchen Glaubensgenoſſen traf, 
ſondern ſie ſich noch des Beifalls derſelben er— 
freuten; und daß wir dieſe Drohungen, als 
gegen die Lebensprinzipien einer freien Regie— 
rung gerichtet und als beabſichtigten Hochver— 
rath verdammen. 

4) Daß die unverkümmerte Aufrechthaltung 
der Rechte der Staaten und namentlich des 
Rechtes eines jeden Staates, ſeine eigenen hei— 
miſchen Inſtitutionen zu ordnen und zu con— 
troliren, ausſchließlich nach ſeinem eigenen Da— 
fürhalten, unumgänglich nothwendig iſt zur 
Aufrechterhaltung des Macht-Gleichgewichtes, 
wovon die Vervollkommnung und die Dauer 
unſerer politiſchen Prinzipien abhängt, und daß 
wir die ungeſetzliche Invaſion mit bewaffneter 
Macht in irgend einen Staat oder Territorium, 
einerlei unter welchem Vorwand dies geſchehen 
mag, als eines der ſchwerſten Verbrechen ver— 
damen. 

5) Daß die gegenwärtige demokratiſche Ad— 
miniſtration unſere ſchlimmſten Befürchtungen 
in Betreff ihrer maßloſen Unterwürfigkeit unter 
die Diktate einer ſektionellen Partei übertroffen 
hat, wie dies namentlich aus ihren verzweifelten 
Anſtrengungen hervorgeht, die infame Lecomp— 
ton⸗Conſtitution dem Volke von Kanſas trotz 
ſeines Proteſtes aufzuzwingen, — aus ihrer 
Erklärung des perſönlichen Verhältniſſes zwi— 
ſchen Herren und Sklaven, um ein unbedingtes 
Eigenthumsrecht auf Perſonen herzuſtellen, — 
aus ihrem Verſuch, überall, zu Land und zur. 
See, durch die Intervention des Congreſſes und 
der Bundesgerichte, die extremen Forderungen 
eines rein lokalen Intereſſes zu befriedigen, — 
und aus ihrem allgemeinen und beſtändigen Miß— 
brauch der Macht, welche ihr durch ein ver— 
trauensvolles Volk übertragen wurde. 

6) Daß das Volk mit Unruhe ſehen muß, 
welche rückſichtsloſe Verſchwendung in jedem 
Departement der Bundesregierung herrſcht; 
und daß die Rückkehr zu ſtrenger Sparſamkeit 
und einer genauen Controle unerläßlich iſt, um 
dem Syſteme der Plünderung des öffentlichen 
Schatzes durch begünſtigte Parteianhänger Ein- 


halt zu thun, während die neulichen abſchrecken— 
den Enthüllungen über die Betrügereien und 
Corruption in der Bundes-Metropole beweiſen, 
daß ein gänzlicher Wechſel der Adminiſtration 
eine gebieteriſche Nothwendigkeit iſt. 

7) Daß das neue Dogma, daß die Conſti— 
tution eo ipso die Sklaverei in jedem Territo— 
rium der Ver. Staaten einführt, eine gefähr— 
liche politiſche Ketzerei iſt und im Widerſpruche 
mit den ausdrücklichen Beſtimmungen gerade 
jenes Inſtrumentes ſteht, revolutionär in ſeinen 
Tendenzen iſt und dem Lande ſeinen Frieden 
und ſeine Harmonie rauben muß. 

8) Daß der normale Zuſtand aller Territo- 
rien der Ver. Staaten der der Freiheit iſt; 
daß es — da unſere republikaniſchen Vater, als 
fie die Sklaverei in dem Territorium der Na— 
tion abſchafften, verfügten, daß keine Perſon 
ohne ordentlichen Prozeß ihres Lebens, Frei— 
heit oder Eigenthums beraubt werden ſolle — 
unſere Pflicht iſt, durch Geſetze, wenn immer 
ſolche nöthig ſein dürften, dieſe Beſtimmung 
der Conſtitution, gegen alle Verſuche, ſie zu 
verletzen, aufrecht zu erhalten; und daß wir die 
Macht des Congreſſes oder einer Territorial— 
Legislatur oder irgend eines Individuums be— 
ſtreiten, der Sklaverei in irgend einem Territo— 
rium der Ver. Staaten geſetzliche Exiſtenz zu 
verleihen. 

9) Daß wir die jüngſte Wiedereröffnung 
des afrikaniſchen Sklavenhandels, unter dem, 
Deckmantel der Flagge dieſer Nation, unter— 
ſtützt durch meineidige Richter, als ein Verbre— 
chen gegen die Humanität, als einen unaus— 
löſchlichen Schandfleck für unſer Land und 
Jahrhundert brandmarken und den Congreß, 
auffordern, ſofortige und wirkſame Maßregeln 
für die gänzliche und ewige Unterdrückung die— 
ſes abſcheulichen Handels zu ergreifen. 

10) Daß wir in den neulichen Veto 's der 
Bundes-Statthalter von Kanſas und Nebraska 
gegen die von den Legislaturen dieſer Staaten 
erlaſſenen Verbots-Geſetze gegen die Sklaverei 
einen praktiſchen Beleg zu dem gerühmten demo— 
kratiſchen Grundſatz der Nicht -Intervention und 
Volksſouveränetät, welcher in der Kanſas-Ne⸗ 
braska⸗Bill feinen Ausdruck fand, und ein Zeug— 
niß für die Lügenhaftigkeit und die betrügerifche 
Abſicht, welche dieſer Bill unterlag, erkennen. 

11), Daß Kanſas von Rechtswegen ſogleich, 
mit der neulich abgefaßten und vom Volke an- 
genommenen und vom Repräſentantenhauſe 
adoptirten Conſtitution als Staat aufgenommen 
werden ſollte. 

12) Daß eine geſunde Politik — bei der Auf— 
erlegung von Zöllen, um die Mittel zur Deckung 


der Koſten der Regierung zu beſchaffen — er— 
fordert, daß dieſe Auflagen ſo feſtgeſtellt werden, 
daß dadurch die induſtriellen Intereſſen des gan— 
zen Landes gefördert werden, und daß wir die 
Politik des nationalen Austauſches der Erzeug— 
niſſe empfehlen, welche den Arbeitern guten Lohn, 
dem Ackerbau lohnende Preiſe, den Handwerkern 
und Fabrikanten eine entſprechende Belohnung 
ihres Talentes, ihrer Arbeit und ihres Unter— 
nehmungsgeiſtes, und der Nation commerzielle 
Proſperität und Unabhängigkeit ſichert. 

13) Daß wir gegen den Verkauf oder die 
Veräußerung der öffentlichen Ländereien, welche 
von wirklichen Anſiedlern beſetzt ſind, an Andere, 
und gegen irgend eine Verdrehung der freien 
Heimſtättebill proteſtiren, wonach die Anſiedler 
als „Paupers“ oder Supplikanten um öffentliche 
Almoſen angeſehen werden ſollen; und daß wir 
die Annahme des vollſtändigen und genügenden 
Heimſtättegeſetzes, welches bereits das Haus 
paſſirt hat, durch den Congreß verlangen. 

14) Daß die republikaniſche Par- 
tei jeder Abänderung unſerer 
Naturaliſations-Geſetze und je— 
der Erlaſſung von Staats-Ge— 
ſetzen, wodurch die, bis dahin Ein- 
wanderern aus fremden Ländern 
bewilligten Bürger-Rechte auf- 
gehoben oder beeinträchtigt wür— 
den, opponirt und verlangt, daß 
alle Bürger, eingeborene wie ein— 
gewanderte, im Inlande und Aus— 
lande vollſtändigen und kräf⸗ 
tigen Schutz genießen. 

15) Daß der Congreß Bewilligungen für 
Fluß- und Hafen-Verbeſſerungen machen muß, 
welche für die ganze Nation Werth haben und 
für den Handel nöthig oder zweckmäßig ſind, 
und daß ſolche durch die Conftitution geſtattet 
und gerechtfertigt ſind, indem dieſe der Regie— 
rung die Pflicht auferlegt, Leben und Eigen— 
thum der Bürger zu ſchüten. 

16) Daß eine Eiſenbahn nach dem Stillen 
Meere im Intereſſe des ganzen Landes als eine 
gebieteriſche Nothwendigkeit erſcheint; daß die 
Bundesregierung ſofortige und kräftige Hülfe 
zu deren Bau gewähren ſoll, und daß als vor— 
läufige Maßregel zu dieſem Ende eine tägliche 
Ueberlandpoſt ſogleich etablirt werden ſollte. 

17) Nachdem wir in dieſer Weiſe unſere 
Grundſätze und Anſichten deutlich auseinander— 
geſetzt haben, laden wir alle Bürger, ſo ſehr ſie 
auch in anderen Fragen von uns abweichen mö- 
gen, wenn ſie im Weſentlichen mit uns überein— 
ſtimmen, zum Beitritt und zur Unterſtützung ein. 
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Brief des Deren Linton, 

an Dr. Caniſius datirt. 0 
Springfield, den 17. März 1859. 

Werther Herr! 

Sie fragen mich in ihrem Briefe in ihrem Na- 
men und dem gewiſſer anderer deutſchen Mit 
bürger, ob ich die conſtitutionelle Verordnung 
bezüglich der naturaliſirten Bürger billige, die 
man kürzlich in Maſſachuſetts erlaſſen hat, fo 
wie ferner ob ich mich für eine Vereinigung der 
Republikaner mit den übrigen Oppoſitionsele— 
menten erkläre. 

Maſſachuſetts iſt ein ſouveräner und unab— 
hängiger Staat und ich habe kein Recht, ihm in 
ſeiner Politik mit meinem Rathe an die Hand 
zu gehen. Sollte man jedoch von dem, was 
Maſſachuſetts gethan, einen Schluß auf das 
ziehen wollen, was ich thun würde, ſo iſt es wohl 
am Platze für mich zu bemerken, daß ſoweit ich 
dieſe Verordnung kenne, ich gegen ihre Annahme 
bin und zwar nicht allein in Illinbis, ſondern an 
jedem anderen Orte, wo mir das Recht zuſteht, 
gegen ſie zu opponiren. Wie ich den Geiſt un— 
ſerer Inſtitutionen verſtehe, ſo hat er die Erhe— 
bung des Menſchen zu ſeiner Abſicht. Ich bin 
deßhalb ein Feind von Allem dem, was auf die 
Erniedrigung des Menſchen hinzielt. Man weiß 
von mir gut genug, daß ich mit Bedauern die 
unterdrückte Lage der Schwarzen anſehe und es 
würde deßhalb von mir inconſequent ſein, Maß⸗ 
regeln zu billigen, welche die unveräußerlichen 
Rechte des Weißen verletzen, mag derſelbe auch 
in einem anderen Lande als dem unſrigen geboren 
ſein und eine andere Sprache als wir ſprechen. 

Was eine Vereinigung anbetrifft, ſo bin ich 
blos in dem Falle dafür, wenn ſie auf republi— 
kaniſche Grundſätze, aber auf keine andere Be— 
dingung hin vollzogen werden kann. Eine Ver— 
einigung auf den Grund irgend einer anderen 
Platform würde Unverſtand und Prinziploſigkeit 
zeigen. Man würde dadurch den ganzen Nor- 
den verlieren, während der Gegner den ganzen 
Süden auf ſeiner Seite behalten würde. Was 
die Männer anbelangt, ſo gibt es fähige und 
patriotiſche Staatsmänner im Süden, die ich 
gerne unterſtützen würde, wenn fie ſich auf repub— 
likaniſchen Boden ſtellten; aber von den republi— 
kaniſchen Grundſätzen auch nur ein Haarbreit nach— 
zulaſſen, damit werde ich nie einverſtanden ſein. 

Ich habe in Eile geſchrieben, aber ich glaube, 
daß ich ihre Fragen der Hauptſache nach beant 


wortet habe. . 
Reſpektvoll Ihr 
Abraham Lincoln, 
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